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Stellungnahme des Landratsamtes Nordsachsen als Träger öffentlicher Belange gemäß

5 4 Abs. 2 BauGB

Vorgelegte Unterlagen:

» Schreiben vom 26.03.2021

« Planzeichnung 26.01.2021 {M 1:1.000)

« Begründung mit Umweltbericht; Stand: Januar 2021

« Schalltechnische Untersuchung; Stand: Januar 2021

*« Stellungnahmen T6B

«e Amtliche Bekanntmachung der Stadt Delitzsch

Sehr geehrte Damen und Herren,

zu den oben bezeichneten Unterlagen gibt das Landratsamt Nordsachsen eine zusammengefasste

Stellungnahmeab.

Folgende Bereiche wurdenin die Erarbeitung der Stellungnahme einbezogen:

— Bauordnungs- und Planungsamt

5G Planungsrecht/Koordinierung

SG Denkmalschutz

- Umweltamt

SG Abfall/Bodenschutz

5G Immissionsschutz

SG Naturschutz

Landratsamt Nordsachsen Bankverbindung Internet

Hauptsitz: Sparkasse Leipzie IBAN: DE46 8605 5592 2210 0171 17 info@lra-nordsachsen.de

Schloßstraße 27 BIC: WELADEBLAXX wwwlandratsamt-nordsachsen.de

04860 Torgau poststelle@tra-nordsachsen.de-mail,de

* Kein Zugang für elektronisch signierte sowie verschlüsselte Nachrichten
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SG Wasserrecht

— Ordnungsamt

5G Untere Forstbehörde

- Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz

5G Brandschutz

- Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

SG Landwirtschaft

Von den folgenden Sachgebieten wurden Hinweise zur Planung gegeben. Diese sollten bei der wei-
teren Bearbeitung der Planung bzw. in der Abwägung beachtet werden.

Bauordnungs- und Planunssamt

5G Planungsrecht/Koordinierung

Die Große Kreisstadt Delitzsch plant die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 „Gewerbegebiet

Delitzsch Süd“, Zum vorliegenden Entwurf ergeben sich aus bauplanungsrechtlicher Sicht folgende
Hinweise (ohne Anspruch auf Vollständigkeit):

Zum Verfahren:

Die geplante Änderung des Bebauungsplanes unterliegt nach 5 10 Abs. 2 BauGB der Genehmigung

des Landratsamtes Nordsachsen.

Zu den Festsetzungen:

Im Baufeld GE N sollen in einem Streifen von 75 m entlang der Bahnstrecke Wohnnutzungen aus-

geschlossen werden. Es wird angeregt, eine entsprechende Darstellung mit Hilfe einer Knödellinie
auf der Planzeichnung und somit eine Unterteilung (z. B. GE NI und GE N2) auf der Planzeichnung

zur leichteren Zuordnung dieses Bereiches abzubilden.

Die Angabe der gesetzlichen Grundlagen bedarf einer Überprüfung. Beispielweise wurde das

BNatSchG zuletzt am 25.2.2021 geändert.

5G Denkmalschutz

Gegen die 2. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 7 der Großen Kreisstadt Delitzsch "Gewerbegebiet
Delitzsch Süd" bestehen aus der Sicht der unteren Denkmalschutzbehörde keine Einwände.

Umweltamt

SG Abfall/Bodenschutz

1 Tenor

Aus bodenschutzfachlicher Sicht bestehen zum derzeitigen Planungsstand Bedenken zum Vorha-
ben.
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2 Sachstand und Bewertung

Die in den Unterlagen dargestellten Bodentypen Lockersyrosem und Hortisol sind am Standort nur

im Bereich der schon bestehenden Gärtnerei und der Baumschule vorhanden. Der westlich angren-

zende Acker ist entweder durch Kolluvisole über erodierter Pseudogley-Parabraunerde, durch

Pseudogley-Parabraunerden oder, so wie es der nächstliegende Bodenaufschluss aufzeigt, durch

Parabraunerden geprägt. Durch die Generalisierung und Interpolation der GIS-Daten wurden die an

die landwirtschaftlich genutzte Fläche angrenzenden Siedlungs- und Baumschulflächen auch auf

den Bereich des Ackers übertragen. Dies entspricht aber nicht der Realität, da auf der landwirt-

schaftlich genutzten Fläche noch nie Siedlungsstrukturen (Lockersyroseme) oder Gartenflächen

(Hortisole) vorhanden waren. Die Böden am Standort weisen Bodenzahlen von 65 (Ackerzahl = 68)

auf und sind damit gemäß "Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen

im Freistaat Sachsen” (Kapitel 2.3) als Böden mit einer hohen natürlichen Bodenfruchtbarkeit zu

bewerten. Ähnlich verhält es sich mit dem Wasserspeichervermögen (Retentionsfunktion). Die

umliegenden Böden weisen eine hohe bis sehr hohe Wasserspeicherfähigkeit auf. Dies ist auch für

die betroffene, landwirtschaftlich genutzte Fläche anzunehmen. Somit stehen im Bereich der

Ackerfläche Böden mit besonderen Standortfunktionen an und es sind gemäß "Handlungsempfeh-

lung" Werte und Funktionen besonderer Bedeutung betroffen. Die Aussagen in Kapitel 2.2 des vor-

liegenden Umweltberichtes sind somit nicht korrekt.

Durch die geplanten (Mehr)Versiegelungen von 5,4 ha kommt es im Bereich der derzeit landwirt-

schaftlich genutzten Flächen zu einer erheblichen Beeinträchtigung des Schutzgutes Boden. Für

diese Bereiche, in denen Werte und Funktionen besonderer Bedeutung betroffen sind, hat ent-

sprechend eine Bilanzierung der Eingriffe gemäß "Handlungsempfehlung" zu erfolgen. Dies wurde

bisher nicht umgesetzt. Somit besteht aus bodenschutzfachlicher Sicht derzeit ein Defizit in der
Eingriffs-Ausgleichsbilanzierung.

Im Bereich der geplanten Maßnahme A 1 (Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern) sind im nord-

östlichen Bereich bereits Gehölze vorhanden.
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Des Weiteren befinden sich ein Gebäude und augenscheinlich weitere versiegelte Flächen im Be-

reich der Maßnahme A 1. In den vorliegenden Planunterlagen finden sich aber keine Maßnahmen

eines Abrisses von Gebäuden und auch keine anderenEntsiegelungen.

 
Weiterhin wird derzeit die Fläche von A 1 bereits durch die bestehende Gärtnerei oder andere

Nutzungen in Anspruch genommen.Hierstellt sich die Frage, ob die Gärtnerei diese Flächen zu-

künftig aus der Nutzung herausnimmt.
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Des Weiteren stellt sich die Frage, ob sich im Bereich der Maßnahme $ 1 (Erhalt von schon beste-

henden Grünflächen) überhaupt zu erhaltende Gehölze oder Grünstreifen befinden, welche eine

Bilanzierung zulassen? Ein Großteil des Flurstückes wird durch einen Weg geprägt, Gehölze sind

dort nicht vorhanden.

 

In den Unterlagen sind keine Aussagen zu möglichen Entsiegelungs-Kompensationsmaßnahmen

getroffen. Bei Neu-Versiegelung ist die Möglichkeit von Entsiegelungsmaßnahmen zur Umsetzung

der Kompensationsverpflichtung stets prioritär zu prüfen (vgl. Entsiegelungserlass des SMUL v.

30.07.2009).

3 Handlungsbedarf

Die Aussagen zu den Bodenverhältnissen sind für den Bereich der derzeit landwirtschaftlich ge-

nutzten Fläche zu überarbeiten.

Die geplanten (Mehr)Versiegelungen sind gemäß "Handlungsempfehlung” als Eingriff für das

Schutzgut Boden zu bilanzieren.

Die unter Punkt 2 genannten Sachverhalte zu den MaßnahmenA 1 und 5 1 sind zu klären.
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Weiterhin ist zu prüfen, inwieweit durch Entsiegelung geeigneter Flächen effektive Ausgleichs-

maßnahmen im Sinne des vorsorgenden Bodenschutzes realisiert werden können.

Bezüglich der vorgeschlagenen Kompensationsmaßnahmen wird der Hinweis gegeben, dass im Be-
reich der geplanten Einzelbäume innerhalb des Gewerbegebietes (Maßnahme A 2) keine Aufwer-

tung des Schutzgutes Boden bilanziert werden kann, da eine Pflanzung von Einzelbäumen nicht
ausschließt, dass unterhalb des Kronenbereiches, bzw. im Bereich der bilanzierten 10 m? Bauwer-

ke oder andere Versiegelungen entstehen.

SG Immissionsschutz

Nach Einsicht und Prüfung der Unterlagen bestehen gegen den Bebauungsplan bezüglich des Schal-

limmissionsschutzes keine Bedenken. Die in den Punkt 2.3 bis 5 gegebenen Hinweise dieser Stel-

lungnahmesollten jedoch noch einmal beachtet und ggf. geprüft werden.

1 Hinweise und Erläuterungen zur Planung

Durch die Stadt Delitzsch ist die 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 7 „Gewerbegebiet Delitzsch-

Süd“ geplant. Das Bebauungsplangebiet befindet sich in der Gemarkung Delitzsch Flur 6, Flurstü-

cke 90/9, 90/12, 386/92, 387/92, 93/4, 95/7, 95/5 und 89/2.

Das Bebauungsplangebiet wird als Gewerbe- und Sondergebiet geplant. Mit der 2. Änderung des

Bebauungsplanes soll die Anpassung des Sondergebietes Einzelhandel entsprechend des Bedarfes

angepasst und zusammenhängende Flächen für gewerbliche Erweiterungen/Änderungen geschaf-

fen werden. Des Weiteren soll die Mischgebietsfläche (Leipziger Straße 26a und 28} zur Vermei-

dung zukünftiger Konflikte in eine Gewerbegebietsfläche geändert werden.

Zu prüfen ist, ob sich das Vorhaben in die nähere Umgebung einfügt sowie die gesunden Wohn-

und Arbeitsverhältnisse gemäß 5 1 Abs. 6. Nr. 1 und 7 BauGB gewahrt werden.

2 Schalltechnische Beurtetlung 

2.1 Einwirkungen auf das Plangebiet 

Innerhalb des Bebauungsplangebietes ist unter anderem Büronutzung vorgesehen. Im nordöstli-

chen Bereich des Plangebietes befindet sich ein Wohngebäude (Leipziger Straße 26a). Diese

Wohnnutzung genießt Bestandsschutz. Laut Begründung zum Bebauungsplan „ist eine planerische

Ausweitung des Wohnens im Plangebiet ausgeschlossen“. Zukünftig soll innerhalb eines 75 m brei-

ten Streifens zur Bahnstrecke Wohnnutzung ausgeschlossen sein. Außerhalb dieses Streifens sind

Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen ausnahmsweise zulässig.
Daher kommenals schutzbedürftige Räume innerhalb des Plangebietes Büro- und Schlafräume in

Betracht, Von außerhalb wirken auf die schutzbedürfte Nutzung der Verkehrslärm der Leipziger

Straße und Raiffeisenstraße, Schienenverkehr von der Bahnstrecke 6345 Abschnitt Kyhna - Delitz-

sch, gewerblicher Lärm von den Bebauungsplangebieten „Sondergebiet Delitzsch“ und „Gewerbe-
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park an der Leipziger Chaussee“ ein. Weitere immissionsrelevante Geräuschimmissionen auf das

Plangebiet sind nicht zu erwarten.

Zur Bewertung der auf das Plangebiet einwirkenden Schallimmissionen liegt eine schalltechnische

Untersuchung (ECO AKUSTIK GmbH; Auftragsnummer ECO 20 0 20 020 vom 18.01.2021) vor. Diese

wurde seitens des SG Immissionsschutz geprüft und für plausibel befunden. Als maßgebliche Ge-

räuschimmissionen wurde der Schienen- und Straßenverkehr betrachtet. Dieser Einschätzung kann

gefolet werden.

Im Ergebnis der schalltechnischen Untersuchung ist festzuhalten, dass der Beurteilungspegel Lr

durch den Schienenverkehr innerhalb eines 75 m breiten Streifens 60 dB(A} im Nachtzeitraum

überschreitet. Im Urteil des 11. Senates des Bundesverwaltungsgerichtes, Az.: 11 A 17/96 vom

23.04.1997 wird in Übereinstimmung mit dem Protokoll der 22. Sitzung des Bundestags - Ausschus-

ses für Verkehr am 17.01.1996 und der Wertung der Verkehrslärmschutzverordnung (16. BImSchV)

sowie den Ergebnissen der gesundheitsorientierten Lärmwirkungsforschung festgestellt, dass „die

Schwelle der Gesundheitsgefährdung bei Tagwerten von 70 dB{A) bzw. Nachtwerten von etwa

60 dB(A) liege. Ab 70 - 72 dB(A) werde es „unter gesundheitlichen Gesichtspunkten sehr eng“ und

es bestehe „rechtlicher Handlungsbedarf“. In aktuelleren Rechtsprechungen wurde sogar von

3 dB schärferen Werten ausgegangen.

Durch den Gutachter wurde empfohlen, dass zum Schutz vor Gesundheitsgefahrdungen in diesem

Bereich Wohnnutzung ausgeschlossen werden sollte. Diese Einschätzung wird vom 5G Immissions-

schutz geteilt.

Zur Wahrung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse gemäß 8 1 Abs. 6 Nr. 1 und 7 BauGB ist

durch passive Schallschutzmaßnahmen sicherzustellen, dass schädliche Umwelteinwirkungen im
Innenbereich der Bürogebäude und Betriebswohnungen ausgeschlossen werden können. Das ge-

samte bewertete Schalldämm-Maße R'w;,res der Außenbauteile ist so zu wählen, dass sie mindes-

tens den Anforderungen der DIN 4109-1:2018-01, Abschnitt 7 entsprechen.

2.2 Auswirkungen des Plangebietes 

Im Rahmen der Bauleitplanung dient die DIN 18005-1 für Städte und Gemeinden zur Orientierung
bei der Beurteilung von Geräuschen. Die im Beiblatt 1 genannten einzuhaltenden schalltechni-

schen Orientierungswerte sollen dabei nach Möglichkeit nicht überschritten werden. Die Anwen-

dung und die mögliche Abweichung der schalltechnischen Orientierungswerte bedarf der Abwä-

sung der Städte und Gemeinden.

allgemeines Wohngebiet

tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr): 55 dB(A)

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr): 40 dB(A)

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr): 45 dB(A) durch Verkehrslärm
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Mischgebiet

tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr):

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr}:

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr):

Gewerbegebiete

tags (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr):

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr):

nachts (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr):

60 dB(A}
45 dB(A)

50 dB{A} durch Verkehrslärm

65 dB(A)

50 dB(A)

55 dB(A) durch Verkehrstärm

Zur Bewertung der vom Plangebiet auf diese Immissionsorte einwirkenden Schallimmissionen liegt

eine schalitechnische Untersuchung (ECO AKUSTIK GmbH; Auftragsnummer ECO 20 0 20 020 vom

18.01.2021) vor. Diese wurde seitens des 5G Immissionsschutz geprüft und für plausibel befunden.

in Abstimmung mit dem SG Immissionsschutz wurden bei der Geräuschkontingentierung folgende

Immissionsorte berücksichtigt:

Immissionsort

IG 1 - Fabrikstraße

lO 2 - Leipziger Straße 26

!0O 3 - Baufeld Nordwest-Ecke

I0 4 - Beherbergung Süd

IO 5 - Gewerbe Nord

[0 6 - Spartenheim West

[0 7 - Baufeld B-Plan Nr. 01

!O 8 - Baufeld B-Plan Nr. 01

Gebietsnutzung nach BauNVO

Mischgebiet

Mischgebiet
Mischgebiet

Mischgebiet

Gewerbegebiet

Gewerbegebiet

Gewerbegebiet
Gewerbegebiet

Für die Gewerbeflächen GE N und GE 5 sowie für die Sondergebietsfläche SO wurden die Emissi-

onskontingente für den Tag- und Nachtzeitraum bestimmt:

LEK,tags LEK,nachts

GEN 61 dB(A) 45 dB(A)

GES 70 dB(A) 52 dB(A)

so 65 dB(A) 50 dB(A)

Durch die ermittelten Emissionskontingente werden die Planwerte an den Immissionsorten lO 4

und IO 7 vollständig ausgeschöpft. In Richtung der Immissionsorte IO 1, iO 2, IO 3, IO 5, I0 6 und

10 8 ist die Vergabe von Zusatzkontingenten möglich.

Richtungssektor Zusatzkontingent LEK

tags nachts

A 3dB 3dB

B 5dB 5dß

c 4AdB AdßB

D Od Od

E 4dB 4dB
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F 3dB 19dB

G OdB OcdB
H OdB 2dB

Durch die Zusatzkontingente werden die Planwerte an allen IO vollständig ausgeschöpft, aber
nicht überschritten, Somit bestehen hinsichtlich der Auswirkungen auf die schutzbedürftige Be-

bauung außerhalb des Plangebietes keine Bedenken.

2.3 Einwirkunsen auf die vorhandenen Wohnsebäude innerhalb des Plangebietes

Die vorhandenen Wohngebäude im nordöstlichen Plangebiet (Leipziger Straße 268/28) haben Be-

standsschutz. Durch die Überplanung hat sich deren Schutzanspruch von Mischgebiet zu Gewerbe-

gebiet reduziert. Solange diese Gebäude als Wohngebäude genutzt werden, sind sie im Rahmen

der Genehmigunsesverfahren der Gewerbebetriebe als Immissionsorte zu betrachten. Die Nach-

weisführung für diese Immissionsorte erfolgt gemäß TA Lärm und nicht nach DIN 45 691.

3 Festsetzungen im Bebauunesplan 

Die Festsetzung unter Punkt 1 "Innerhalb eines Streifens von 75 m zur nördlich an das Plangebiet

angrenzenden Bahnstrecke ist im Gewerbegebiet (GE N) jede Art der zukünftigen Wohnnutzung

ausgeschlossen, Dies umfasst auch Wohnungen gemäß $ 8 Abs. 3 Nr. 1 BauNVO. Maßgeblich für die

Bemessung des o. g. Abstandesist der südlichste Gleiskörper. Dies sollte jedoch auch als zeichne-

rische Festsetzung im Bebauungsplan zur besseren Darstellung aufgenommen werden.

In den textlichen Festsetzungen unter Punkt 8. „Immissionsschutz“ (Arbeitsstand: 26.01.2021)

werden Aussagen zu den Emissionskontingenten getroffen. Aus Sicht des SG Immissionsschutz sind

diese Aussagen ausreichend.

4 Abwäsuns und Beeründung 

Unter Punkt 3.2 in der Begründung befindet sich ein Schreibfehler. Hierbei wurde ein Abstand vom

Gleiskörper von 70 m genannt. Dies ist bitte zu korrigieren und ein Abstand von 75 m zu benen-

nen.

Es wird noch einmal darauf hingewiesen, dass gemäß der DIN 18005-1 die Anwendung der schall-

technischen Orientierungswerte für die einzelnen Immissionsorte der Abwägung der Gemeinde und

Städte bedarf. Dies ist unabhängig davon, ob von den schalltechnischen Orientierungswerten ab-

gewichen wird oder nicht. Eine Betrachtung nur in der schalltechnischen Untersuchungist i. d. R.
nicht ausreichend, da es sich hierbei um die Aussagen des Gutachters und nicht um die Betrach-

tung der Städte und Gemeinden handelt. In der Begründung wird hauptsächlich nur auf den Ver-

kehrslärm eingegangen, nicht auf den Gewerbelärm. Dies sollte noch einmal geprüft und gef. er-

sänzt werden.
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5 Umweltbericht

Im Umweltbericht wird nicht auf die Leipziger Straße 263/28 eingegangen. Es sollte noch einmal

geprüft werden, ob es hier einer Ergänzung bedarf.

SG Naturschutz

Folgende Anpassungen der baurechtlichen Festsetzungen an künftige Entwicklungsziele im Plan-

gebiet sollen mit der 2. Änderung durchgeführt werden:

Änderung der Mischgebietsfläche (Leipziger Straße 28) in Gewerbegebietsfläche zur Ver-

meidung zukünftiger Konflikte zwischen Gewerbe- und Wohnnutzung,

Änderung des Sondergebietes durch Flächenneuaufteilung zur Anpassung an die geplanten

Entwicklungsziele,

Anpassung der Gewerbegebiete an künftige Entwicklungsziele und
Änderung der Verkehrsflächen /Anpassung an die geänderten Bauflächen.

Schutzgebiete und Schutzobjekte in Anwendung der 55 23 bis 30 BNatSchG werden durch den Gel-

tungsbereich nicht berührt.
Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung entsprechend 5 32 BNatSchG, entsprechend den Ziel-

stellungen im europäischen Netz Natura 2000 nach der Richtlinie 92/43/EWG sowie Belange nach

der EG-Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG werden durch den Geltungsbereich des Bebauungspla-

nes nicht berührt.

Die Beeinträchtigungen wurden nach der Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung

von Eingriffen im Freistaat Sachsen (SMUL 2003) als Eingriffs-Ausgleichs-Gegenüberstellung bewer-

tet und mit Kompensationsmaßnahmen untersetzt. Die artenschutzrechtlichen Belange für die

Planfläche wurden im artenschutzrechtlichen Fachbeitrag des Büro Knoblich vom Januar 2021 dar-

gestellt und in den Umweltbericht {Kapitel 6) übernommen.

Die in der vorliegenden Planungsunterlage vorgeschlagenen Kompensationsmaßnahmen A 1 (An-

pflanzung einer Feldhecke im Plangebiet), A 2 (Pflanzung von 252 Solitärgehölzen im Plangebiet)

und A 3 (Anpflanzung einer Feldhecke als externe Maßnahme) zur Kompensation von

166.706 Wertpunkten infolge der Erweiterung der versiegelbaren Fläche sowie die artenschutzre-

levante Vermeidungs-/Verminderungsmaßnahmen VAFBI (Bauzeitenregelung) und VAFB2 (Flächen-

freigabe durch eine ökologische Baubegleitung vor Baubeginn) werden teilweise anerkannt. Diese

sind im Planteil B - Textliche Festsetzungen - Punkte 6 und 7 festgesetzt. Die Maßnahme A 1 soll

teilweise auf bebauten und versiegelten Flächen ausgeführt werden. In den Planunterlagen befin-
den sich keine Hinweise zu Abrissen und Entsiegelungen. Die Maßnahme 5 1 - Erhalt von bestehen-

den Grünstreifen und Gehölzenist ebenfalls zu überarbeiten, eine Anrechnung als Kompensation

wird nicht anerkannt.

Es bestehen zum gegenwärtigen Planungsentwurf erhebliche Bedenken. Die Eingriffs-

Ausgleichs-Bilanzierung ist teilweise fachlich nicht nachvollziehbar und nicht plausibel.

Es besteht ein erheblicher Überarbeitungsbedarf.

In der Planung sollten weiterhin noch folgende Hinweise berücksichtigt und in die textlichen Fest-
setzungen übernommen werden (siehe ebenfalls Stellungnahme der UNB zur Beteiligung nach

5.4 Abs. 1 BauGB vom 26.5.2020):
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Für alle geplanten Lichtanlagen der Außenbereiche sind Leuchten mit LED zu verwenden, welche

einen nach unten ausgerichteten Lichtkegel und warmweißes Licht (LEDs mit Farbtemperaturen

unter 3000 K) mit niedrigem UV-Anteil besitzen. Die Reduzierung von Streulicht durch Ausrichtung

der Lichtkegel nach unten und eine Vermeidung von kaltweißem Licht mit hohem Anteil an kurz-

welligern Licht (UV-Anteil bzw. Verzicht auf UV-haltige Leuchtmittel} ist von hoher Bedeutung für

nachtaktive Insekten und Fledermäuse (Lockwirkung). Es ist zu prüfen, in welchen Bereichen eine

Minimierung der Beleuchtungsstärke sowie - wo möslich - räumlich und zeitlich auf künstliche Be-

leuchtung verzichtet werden kann,

Durch diese Maßnahme können auch die Lichtemissionen reduziert werden.

5G Wasserrecht

Grundlegende Ausführungen, die die Realisierung der geplanten Entwässerung belegen, lagen auch

in dieser Planungsphase nicht vor.

Von den Forderungen aus der Stellungnahme vom 02.07.2020 ist bisher nur die 1. Forderung er-

fülkt.

Die Erfüllung der 2. bis 6. Forderung steht noch aus. Bisher wurden keine Planungsunterlagen so-

wie Baugrunduntersuchungen vorgelegt. Eine abschließende Prüfung der geplanten Entwässerungs-

lösung kann erst im konkreten wasserrechtlichen Erlaubnis- und Genehmigungesverfahren erfolgen.

Die Verlagerung der Klärung der Entwässerungslösung auf das konkrete Einzelverfahren bürgt die

Gefahr, dass dann die entwässerunsstechnische Lösung ggf. als nicht gesichert eingestuft werden

muss.

Forderung:

Die Vorlage der Ergebnisse der Baugrunduntersuchungen, die die geplante Entwässerungslösung
für den Standort als grundlegende planerische Aussage belegen, ist das Mindeste, was bereits im

Zuge der B-Plan-Aufstellung vorzulegen ist. Ggf. können hier bereits alternative Entwässerungslö-

sungen eingeplant werden.

Ordnungsamt

SG Untere Forstbehörde

Bei dem oben genannten Vorhaben soil eine Flächenneuaufteilung und die Änderung der Festset-

zung der Art der baulichen Nutzung angepasst werden.

Westlich vom Geltungsbereich des BPL befindet sich im Abstand von 25 m Wald. Dieser ist in der

Karte als grün umrandete Fläche dargestellt. Zwischen dem vorhandenen Wald und der Außen-

grenze des Geltungsbereichsist ein ca. 4 m hoher Erdwall. Innerhalb des BPL ist eine 20 m breite

private Grünfläche geplant,
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Bei den momentanen Gegebenheiten ist der 30 m Waldabstand nach 5 25 Abs. 3 SächsWaldG zwi-

schen Wald und Gebäuden aufgrund der Lage der Bau- und Waldgrenze gegeben.

Die Untere Forstbehörde stimmt dem Vorhaben aus forstrechtlicher Sicht zu.

Amt für Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz

SG Brandschutz

Nach Sichtung der vorgelegten Unterlagen bestehen bezüglich des vorbeugenden und abwehrenden

Brandschutzes keine Bedenken, sofern die Schutzziele, die sich aus den 88 3 und 14 SächsBO

(Sächsische Bauordnung) und ff. ergeben berücksichtigt, in die Planung einbezogen und am Bau

verwirklicht werden.

Hinsichtlich des vorbeugenden und abwehrenden Brandschutzes erfolgt nachfolgende Stellung-

nahme:

1. Die Zufahrten sind so herzustellen, dass sie ganzjährig auch mit den Fahrzeugen der Feuer-

wehr (auch überörtlichen) und des Rettungsdienstes nutzbar sind. Grundlage hierfür bilden

5 5 der Sächsischen Bauordnung (SächsBO) in der derzeit gültigen Fassung, die DIN 14090 „Flä-

chen für die Feuerwehr auf Grundstücken” bzw. die „Richtlinie über Flächen für die Feuer-

wehr“ mit Stand Mai 2011, erschienen als Anhang | zur Liste der eingeführten Technischen

Baubestimmungen.

Zum Abbiegen von den öffentlichen Verkehrsflächen in die Zufahrten sind die Kurvenkrüm-

mungsradien nach Tabelle 1 der Richtlinie anzuwenden. Bei Sackgassen oder Stichstraßen ist

darauf zu achten, dass die sogenannten Wendehammer auch für Feuerwehrfahrzeuge nutzbar

sind. Kraftfahrzeuge dürfen hier nicht abgestellt werden.
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2. Die Sicherstellung der Löschwasserversorgung obliegt als Pflichtaufgabe nach 86 Abs. 1 Zif-

fer 4 des Sächsischen Gesetzes über den Brandschutz, Rettungsdienst und Katastrophenschutz

{sächsBRKG) ausschließlich den Städten und Gemeinden. Die Pflicht der ausreichenden Lösch-

wasserbereitstellung ist unabhängig von der Versorgung der Bevölkerung mit Trink- und/oder

Brauchwasser. Soweit dem Rohrnetz kein oder nicht genügend Löschwasser entnommen wer-

den kann und natürliche oder künstliche Gewässer nicht vorhanden sind oder nicht ausreichen,

muss die Löschwasserversorgung durch Löschwasserteiche nach DIN 14210, Löschwasserbrun-

nen nach DIN 14220 oder unterirdische Löschwasserbehälter nach DIN 14230 ergänzt werden,

Richtwerte für die Ermittlung des Löschwasserbedarfs in m?’/h enthalten die vom Fachnormen-

ausschuss Feuerwehrwesen (FNFW) des Deutschen Instituts für Normung (DIN) in Zusammenar-
beit mit dem deutschen Verein des Gas- und Wasserfaches e. V. {DVGW) als Regel der Technik

herausgegebenen DVGW-Arbeitsblätter W405, W331 ff, Sind diese Löschwasseranlagen

(Grundschutz) noch nicht vorhanden, muss die Gemeinde sie errichten. Für dieses Bauvorha-

ben ist nach Arbeitsblatt W 405 von einem Löschwasserbedarf von mindestens 96 m?/h bereit-

gestellt über mindestens 2 Stunden auszugehen. Die Löschwasserentnahmestellen müssen sich

in einem Umkreis von max. 300 m um die Gebäude befinden.

Der tatsächliche Löschwassernachweisist durch ein Protokoll zu erbringen.

Angaben über die Vorhaltung von Löschwasser in m? wurden in Planunterlagen nicht hin-

terlegt. Ich bitte dies zu prüfen und einzuarbeiten (Planfassung März 2020).

3. Baumbestände (Neupflanzung oder im Bestand) im Bereich von Feuerwehrzufahrten sind so zu

gestalten, dass für Feuerwehrfahrzeuge (auch überörtliche) jederzeit eine ungehinderte
Durchfahrtshöhe von mindestens 3,50 m gewährleistet wird.

Im Übrigen weisen wir darauf hin, dass mit dieser Stellungnahme keine Haftung für nicht erkenn-

bare Mängel übernommen wird und die Stellungnahme nicht von der Beachtung weitergehender

gesetzlicher Vorschriften befreit.

Amt für Wirtschaftsförderung und Landwirtschaft

SG Landwirtschaft

In der 2. Änderung des Bebauungsplanes macht sich eine externe Kompensationsmaßnahme für

das Plangebiet erforderlich, Dieses soll auf dem Flurstück 71/1 der Gemarkung Delitzsch Flur 6 auf

einer Fläche von ca. 6.600 m? erfolgen. Mit der Ausgleichsmaßnahme A3 soll eine Feldhecke auf

dem Flurstück 71/1 angepflanzt werden. Wir bitten zu beachten, dass es sich um einen digitali-

sierten Ackerfeldblock AL-190-1158 handelt.
Grundsätzlich gibt aus Sicht der Agrarstruktur keine Einwände, aber die weitere Bewirtschaftung

der angrenzenden landwirtschaftlichen Flächen muss gewährleistet werden.

 

Ergeben sich bei der weiteren Arbeit am o. g. Bebauungsplan Änderungen,ist das Landratsamt als

Träger öffentlicher Belange erneut zu beteiligen.

Diese Stellungnahme bezieht sich auf die Aufgaben des Landratsamtes Nordsachsen als Träger öf-

fentlicher Belange. Sie trifft keine Aussagen dazu, ob die Satzung aus rechtsaufsichtlicher Sicht
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genehmigungsfähig ist. Dies kann erst bei Vorliegen der zu dieser Prüfung erforderlichen Unterla-

gen erfolgen.

Mit freundlichen Grüßen

r

Klewe

Sachgebietsleiter


